
— abschließend in der Sache zu entscheiden und die Klage als
unbegründet zurückzuweisen

— der Klägerin im Ausgangsverfahren sowohl die Kosten des
Rechtsmittelverfahrens als auch die Kosten des erstinstanzli-
chen Verfahrens in der Rechtssache T-196/02 aufzuerlegen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Das Gericht erster Instanz habe geirrt, indem es davon ausging,
dass die Möglichkeit, auf der Grundlage der verfügbaren Infor-
mationen zu entscheiden, nicht angewendet werden könne, um
den tatsächlichen Empfänger der Beihilfe festzustellen. Die Fest-
stellung des tatsächlichen Empfängers sei regelmäßig Bestandteil
der Entscheidungen der Kommission, die die Rückerstattung von
rechtswidrigen Beihilfen anordneten. Diese Feststellung sei näm-
lich unerlässlich, um eine effiziente Rückerstattung der rechts-
widrigen Beihilfe zu gewährleisten. Daher sei der Ausschlus der
Möglichkeit, auf der Grundlage der verfügbaren Informationen
tatsächlichen Beihilfeempfänger zu bestimmen, nicht mit Arti-
kel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 vereinbar.

Zweitens sei das Gericht zu Unrecht davon ausgegangen, dass
die Entscheidung der Kommission auf einer bloßen Vermutung
beruht habe, die nicht den Anforderungen einer Entscheidung
auf Grundlage der verfügbaren Informationen entsprochen habe.
Zum einen sei bei einer Entscheidung auf der Grundlage der ver-
fügbaren Informationen keine absolute Gewissheit erforderlich.
Zum anderen sei die Entscheidung der Kommission auf vom
Insolvenzverwalter von SKL-M übermittelte Informationen über
die Entwicklungskosten des Know-hows gestützt gewesen. Die
Kommission habe demnach über ausreichende Anhaltspunkte
verfügt, die es ihr erlaubten, daraus zu schließen, dass der Trans-
fer des Know-hows an MTU für dieses Unternehmen einen Vor-
teil dargestellt habe.
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Vorlegendes Gericht

Korkein Hallinto-oikeus

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: A

Vorlagefragen

1. a) Ist die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates über
die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren
betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (1) (Brüssel IIa-
Verordnung) auf die Vollstreckung einer Entscheidung in
allen ihren Teilen, wie sie hier vorliegt, anwendbar, wenn
diese Entscheidung in Form eines einzigen Beschlusses
über die sofortige Inobhutnahme und die Unterbringung
eines Kindes außerhalb der eigenen Familie im Rahmen
des dem öffentlichen Recht unterliegenden Kindesschutzes
ergangen ist,

b) oder ist die Verordnung angesichts ihres Art. 1 Abs. 2
Buchst. d nur auf den Teil des Beschlusses anwendbar, der
die Unterbringung außerhalb der eigenen Familie betrifft?

2. Wie ist der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts in Art. 8
Abs. 1 und dem damit zusammenhängenden Art. 13 Abs. 1
der Verordnung gemeinschaftsrechtlich auszulegen, insbeson-
dere wenn sich der feste Wohnsitz des Kindes in dem einen
Mitgliedstaat befindet, es sich aber in einem anderen Mit-
gliedstaat aufhält und dort ein Wanderleben führt?

3. a) Unter welchen Voraussetzungen kann, wenn davon aus-
zugehen ist, dass das Kind im letztgenannten, anderen
Mitgliedstaat nicht seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat,
dennoch eine sofortige Schutzmaßnahme (Inobhutnahme)
aufgrund von Art. 20 Abs. 1 der Verordnung in diesem
Mitgliedstaat durchgeführt werden?

b) Sind Schutzmaßnahmen im Sinne von Art. 20 Abs. 1 der
Verordnung nur solche Maßnahmen, die nach nationalem
Recht angeordnet werden können, und sind die Vorschrif-
ten des nationalen Rechts über diese Maßnahmen bei der
Anwendung des Artikels bindend?

c) Ist die Rechtssache nach der Anordnung der Schutzmaß-
nahme von Amts wegen an ein Gericht des zuständigen
Mitgliedstaats zu verweisen?

4. Ist, wenn das Gericht eines Mitgliedstaats überhaupt nicht
zuständig ist, die Klage dann als unzulässig abzuweisen oder
ist die Rechtssache an ein Gericht eines anderen Mitglieds-
taats zu verweisen?

(1) ABl. L 338, S. 1.
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